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6. Januar 2006

Sperrfrist: Redebeginn!

Rede von 

Dr. Wolfgang Gerhardt MdB, 

Vorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion,

auf dem Dreikönigstreffen der FDP 

am 6. Januar 2006 in Stuttgart

Staatstheater „Großes Haus“ 

Es gilt das gesprochene Wort!

Wir sind vor wenigen Tagen in ein neues Jahr gegangen. Ein Jahr, auf das sich ganz Deutschland besonders freut, denn wir werden in diesem Jahr Gastgeber der Fußball- Weltmeisterschaft sein. 
Jürgen Klinsmann hat sich mit der deutschen Mannschaft große Ziele gesteckt. Optimismus ist angesagt. Die Überzeugung, Fähigkeiten wecken und Potentiale nutzen zu können, sollte 2006 auch die Politik beflügeln. Nur wer das Beste aus sich macht, kann auch sein Bestes geben. 
Allerdings wird gute Stimmung, von der jetzt überall die Rede ist, dazu allein nicht ausreichen. In guter Stimmung ist auch schon manches falsch gemacht worden. Die Maßstäbe dürfen nicht verloren gehen. Die mediale Gestaltung von Politik darf nicht ablenken von dem Kurs. Wie sagt Erich Kästner so schön: Nicht jeder, der nach Indien fährt, entdeckt Amerika.

Der Sachverständigenrat begann sein letztes Jahresgutachten mit folgenden Aussagen: Die deutsche Volkswirtschaft zeigt sich weiterhin in keiner guten Verfassung. Die Arbeitslosigkeit befindet sich auf einem bedrückend hohen Niveau. Das Wirtschaftswachstum ist schwach. Die Sozialversicherungen leiden unter einer permanenten Einnahmeschwäche. Die Haushalte des Bundes und der Länder sind in einem desolaten Zustand. In Ostdeutschland ist eine selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung nicht zu erkennen.
Um diese Herausforderungen geht es, um nicht mehr, aber auch nicht weniger. Es geht um die Problemlösungsfähigkeit von Politik angesichts der Wirklichkeit. Es geht um die Wahrnehmung der Realität wie sie ist, nicht wie man sie sich malt.

Viele kleine Schritte hat die Bundeskanzlerin in ihrer Regierungserklärung angekündigt. Kleine Schritte sind manchmal wichtig. Aber wenn eine ganze Regierungserklärung sich darin erschöpft, reicht das für eine der größten Volkswirtschaften der Welt nicht aus. Zu viel Fleiß im Kleinen macht unfähig zum Großen, sagt La Rochefoucauld. Und in dieser Situation steckt die Große Koalition.

Ihr fehlt ein Kompaß.

Ein wirtschaftspolitisches Leitmotiv ist in der Koalitionsvereinbarung nicht zu entdecken. Ein Konzept zur Erneuerung Deutschlands wird nicht vorgelegt. Große Reformblöcke wie Gesundheit und Arbeitsmarkt werden wegen unüberbrückbarer Differenzen fast vollständig ausgeklammert. Kontinuität wird zum Leitmotiv auch dort, wo dringend Veränderungen alter rot-grüner Politik stattfinden müssen. 
Es ist doch nicht die Globalisierung, die uns bedroht. Es sind doch nicht die polnischen Fliesenleger, die unsere sozialen Sicherungssysteme kaum mehr bezahlbar machen. Es waren die zu spät begonnenen Reformen in der CDU/CSU/FDP-Koalition, es war der hemmungslose Populismus von Gerhard Schröder und Oskar Lafontaine in der Bundestagswahl 1998 und die daraus folgenden rot-grünen Entscheidungen. Zuletzt half dann auch eine zu schmal gewordene Agenda 2010 nicht mehr. Hartz war, wie wir jetzt wissen, in jeder Hinsicht ein mediales Ereignis, hat aber keinen einzigen Arbeitsplatz geschaffen. 

Die Bundeskanzlerin hat kürzlich überraschend davon gesprochen, daß mehr Freiheit gewagt werden müsse. Ihre Regierungserklärung ist aber kein Programm für mehr Freiheit. Da es die großen Wirtschaftsverbände so deutlich nicht mehr sagen, weil das Harmonisierungsbedürfnis mit der Großen Koalition doch größer ist, als der Mut vor Fürstenthronen, müssen wir es tun.

Wo wird denn ernsthaft mehr Freiheit gewagt? In der Wirtschaftspolitik? In der Sozialpolitik? Wo sind denn Wahlmöglichkeiten im Gesundheitswesen, geschweige denn überhaupt ein Konzept? Wo dürfen ohne ausdrückliche gewerkschaftliche und arbeitgeberverbandliche Zustimmung denn betriebliche Bündnisse eingegangen werden? Wo ist freiheitliche Ordnungspolitik? Wo dürfen Studentinnen und Studenten ihre Universitäten und die Universitäten ihre Studentinnen und Studenten wählen?

Wann dürfen denn die Eigentümer von Geschäften endlich wirklich frei entscheiden, wann sie öffnen und schließen wollen? Was hat es mit mehr Freiheit wagen zu tun, wenn ein verfassungswidriger Haushalt angekündigt wird? Ist mehr Freiheit wagen der Einsatz der Bundeswehr im Inneren, der durch eine Verfassungsänderung der CDU/CSU schon lange vorschwebt?

Was hat es denn mit neuer Freiheit wagen zu tun, wenn die frühere rot-grüne Bundesregierung recht zurückhaltend und in einem unbegreiflichen Informationsdefizit zwischen den Behörden mit der Entführung eines deutschen Staatsangehörigen umgeht? Und die neue Bundesregierung den Eindruck macht, als wolle sie alles aufklären, aber auch alles vermeiden, was die Zusammenarbeit der Großen Koalition stören könnte?

Der frühere Innenminister kannte den Vorgang, der frühere Kanzleramtsminister kannte den Vorgang. Kannte der frühere Außenminister den Vorgang? Hatte er ihn auf seinem Schirm, auf dem er bekanntlich nie etwas hatte, wenn es brenzlig wurde? Kannte der frühere Bundeskanzler den Vorgang? Haben deutsche Beamte, die im Ausland gefangengehaltene Verdächtige vernommen haben, von Folter gewußt? Nach Aktenlage nicht, sagt der gegenwärtige Bundesinnenminister. Was heißt das denn?
Was bedeutet denn Freiheit, wenn es ernst wird? Wer Demokratie, Freiheit und Menschenrechte in alle Länder dieser Erde tragen will, ist gut beraten festzustellen, daß Folter kann niemals ein Mittel rechtsstaatlicher Strafverfolgung sein. Jede Gesellschaft, die sie toleriert, wird korrumpiert.
Um Jan Philipp Reemtsma zu zitieren: „Wir sind, was wir tun. Und wir sind, was wir versprechen, niemals zu tun.“
Es gibt für das transatlantische Verhältnis kein besseres Bekenntnis. Dort wo es verletzt worden ist, müssen Fehler schnellstens bereinigt werden, wenn es ein Wertebündnis bleiben soll. Der Staat darf auch im Kampf gegen den Terrorismus nicht alles. Er darf seine ethische Überlegenheit nicht preisgeben. Sie ist die Moral der Freiheit. Denn Sicherheit kann nur durch den Rechtsstaat verteidigt werden, nicht gegen ihn.

Im Bündnis freiheitlicher Demokratien dient das Recht dem Schutz der Bürger und nicht seiner Kontrolle. Nicht der Staat gewährt dem Bürger gnädig Freiheit, sondern die Bürger gewähren dem Staat Einschränkungen ihrer Freiheit zur Wahrung der Rechte aller. Allen schwarzen und roten Innenministern, die so gern um den Sheriffstern ringen, sei dies ins Stammbuch geschrieben.

Die Natur gehört zu den Voraussetzungen unseres Lebens. Sie verfährt aber in ihrer eigenen Umwelt gerade nicht wie Rot-Grün verfahren ist und neuerdings CDU/CSU und SPD in betonter Kontinuität verfahren. Sie nimmt sich ihre eigene Freiheit. Sie verfährt schon seit Millionen Jahren nach dem Grundsatz, der auch das Fundament des Erfolgs in Unternehmen und Märkten bildet: dem besten Verhältnis zwischen Aufwand und Nutzen. In ihr selbst zielen Entwicklung und Wettbewerb auf Effizienz bei der Vermeidung und Behebung von Schäden. Dieses Prinzip gehört endlich auch in der Umweltpolitik durchgesetzt. 

Wenn wir für Umweltschutz etwas erreichen wollen, dann müssen wir Produktions- und Lebensweisen, deren bedrohliche Folgen uns deutlich werden, ersetzen. Dazu brauchen wir aber Technologien für die Erneuerung und Verbesserung aller Produktionsmöglichkeiten, kurzum Höchstleistungsfähigkeit. Wir haben dazu kein besseres Werkzeug als Einfallsreichtum und wissenschaftliche Einsicht. Es ist eine staatliche Anmaßung, Menschen in Gesetzestexten vorzuschreiben, was wie technisch gelöst werden sollte. Notwendig ist Forschung, und die Forschung braucht die notwendige Freiheit.

Es kann einfach nicht sein, daß mitten in Deutschland ein Kind verhungert, weil keiner rechtzeitig hingeschaut hat. Kinder verhungern dabei nicht nur körperlich. Es verhungern Kinder in ihrer ganzen Entwicklung, wenn sie Menschen anvertraut sind, die nie gelernt  haben, mit sozialen Bindungen verantwortungsvoll umzugehen und ihren Kindern das Beste zu geben, was sie haben, nämlich sich selbst.  So etwas dürfte eigentlich in einem Land wie Deutschland nicht passieren. Und trotzdem häufen sich die Fälle in einem erschreckenden Ausmaß. Wollen wir uns wirklich damit abfinden? 

Freiheit ist untrennbar mit Verantwortung verbunden. Verantwortung hat hier einen ihrer konkreten Plätze. In der Gesellschaft. In der Verwandtschaft. In der Nachbarschaft. In der Zivilcourage.

Das Nicht- Wegsehen, wenn ein Kind wieder und wieder in ein dunkles Zimmer eingesperrt wird, das Hinsehen, wenn eine junge Frau, eine Familie anscheinend gänzlich überfordert ist. Was unsere Gesellschaft braucht - und was der Staat allein nicht leisten kann - ist ein Frühwarnsystem gegen Vernichtung von Lebenschancen. Das fängt genauso wenig erst bei dem Jungend- und Sozialamt an wie Bildung und Erziehung in der Schule. Das beginnt bei jedem Einzelnen. Eine Gesellschaft, die mehr und mehr eine Gesellschaft von Delegationskünstlern wird, wie Sloterdijk sagt, die bei allem und jedem immer nur sagt, daß andere daran Schuld seien oder der Staat dafür verantwortlich ist – eine solche Gesellschaft verliert an Substanz und Kraft.

Wir vergeuden zu viele Chancen. Wir vernichten zu viele Potentiale. Es geht nicht nur darum, aus demografischen Gründen für Kinder zu werben. Es vor allem darum, sie menschenwürdig zu behandeln und sie zum Gebrauch von Freiheit zu erziehen. Wir alle müssen dringend darauf mehr achten. 

Freiheit bringt Chancen und Risiken mit sich. Sie ist unbequem und anstrengend. Sie erfordert Verantwortung, und zwar jeden Tag. Sie ist nicht nur eine Staatsform in Gestalt der Demokratie. Sie ist eine Form des Lebens. Sie baut auf Menschen, die die Fähigkeit entwickeln, mit ihr umzugehen, von ihr Gebrauch machen zu können. Sie rechnet auch mit Menschen, die Angst vor ihr haben und mit Menschen, die sie weniger schätzen, weil sie fürchten, daß sie anderen mehr nützt als ihnen selbst.

Die Gegner der Freiheit, die Veränderungsunwilligen, die Staatsgläubigen, denen sind wir in vielen Wahlkämpfen begegnet. Die Offenheit, die Annehmlichkeiten einer Marktgesellschaft mögen sie. Zum Konsumindividualismus haben es viele gebracht. Zum wirklichen Verantwortungsindividualismus weit weniger. 

Freiheit wird leider von vielen mit Schulterzucken beantwortet. Der Sozialstaat wird als Moralbastion begriffen. Kahlschlagsverdacht wird gegen jede Innovation mobilisiert. Die gegenwärtige Neoliberalismuskritik, so schreibt Wolfgang Kersting, ist Motivrepertoire  und Affektfundus des IIliberalismus. Sie gibt den Veränderungsunwilligen moralische Deckung. Sie ist eine reine Denunziationsvokabel. 
In Deutschland herrscht doch nun wirklich kein Neoliberalismus. Hier herrscht doch eher sozialdemokratisches Denken in Gestalt von zwei Parteien mit Flächentarif, staatlicher Bevormundung kollektiven Sicherungssystemen, Mindestlohn, mit Tarifkartellen. Herrscht denn in der Energieversorgung der Markt? Hier ist doch alles in Kraft, was Sozialdemokraten wünschen. Hier stehen doch an jeder Ecke Betreuer und Bevormünder, ob schwarz oder rot angestrichen. An der einen Ecke Horst Seehofer, an der anderen Ecke Ulla Schmidt. 

Die Ergebnisse dieser Art sozialdemokratischer Politik sind überall zu besichtigen. Über vier Millionen Arbeitslose, marode soziale Sicherungssysteme und eine erdrückende Steuer- und Abgabenlast und geringes Wachstum.

Apropos Energieversorgung: Der frühere Bundeskanzler Schröder soll eine Aufgabe im Aufsichtsrat des Konsortiums für die Ostsee-Pipeline übernehmen. Schröder übernimmt eine quasipolitische Position und überwacht eine hoch umstrittenes Projekt, das Deutschland noch manchen Ärger mit seinen Nachbarn im Osten einbringen dürfte. Er wird Weisungen aus Moskau nicht ignorieren können. Er besetzt als Privatmann einen Posten, den es ohne den Einsatz des Kanzlers Schröder nicht gegeben hätte. Das wirft drei Fragen auf: Was bleibt von rot-grüner Außenpolitik? Wie verflochten ist Deutschlands Energie-AG? Wesen Interessen vertritt der frühere deutsche Bundeskanzler?“ fragt die „Zeit“. 

„Der Arbeitgeber Gasprom ist schließlich kein normaler Energiekonzern. Es ist ein ineffizienter Monopolist ohne Gewinne, aber mit Fernsehsender, ein Politunternehmen mit Cockpit im Kreml. Gasprom ist die Streitmacht, mit der die Moskauer Führung den Anfang der neunziger Jahre eingebüßten Weltrang wieder erobern will – über den Gaspreis. Jedem Land seine Pipeline, jedem seinen Preis.“ Das konnten wir in den letzten Tagen erleben.

Reinhold Schulz, Bundestagsabgeordneter der SPD, findet im Gegensatz zu den vielen Kommentaren das Verhalten des Altkanzlers immer noch gut. Er sagt, es sei „eher beruhigend, daß Schröder den Pipelinebau steuert und nicht ein Mitglied der russischen Nomenklatura“. Ein Kommentar, der an Schlichtheit nicht zu überbieten ist. Hermann Scheer, ebenfalls MdB der SPD, sagt, Schröder habe offensichtlich der Instinkt verlassen. Das kommt der Sache schon näher. Es ist wirklich instinktlos, was der Altkanzler tut. Die SPD sollte ab sofort ihre moralisierenden, wirtschaftspolitischen Sonntagsreden unterlassen. 

Wir sind nach den Veränderungen am Ende des letzten Jahrhunderts noch immer nicht so richtig in der Realität angekommen. Rückblickend zeigt sich, daß Mauer und Stacheldraht große Vereinfacher waren. Die Bedrohung von außen hatte eine Art Burgfrieden in unserem Land erzeugt. Die Vision und die Staatsidee sind zur Seite geschoben worden. Seit Jahren sind die mächtigsten Gruppen in Verteilungskämpfe verwickelt. So wurden auch die Wahlkämpfe geführt. Die vielfältigen Ansprüche an die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit geraten aber jetzt an die Grenze der Gefährdung der Substanz. Wir befinden uns politisch und gesellschaftlich in einem Nullsummenspiel. 

Zwei Politikentwürfe konkurrieren miteinander: Das eine ist das Modell von Verteilungspolitikern. Es gibt Antwort auf die Frage, was der Staat für die Gesellschaft tun kann. Es ist das Modell eines umfassenden Vorsorgestaates mit ausgreifender Sozialpolitik und Verteilungsaufgaben, einer breiten ökologisch administrativen Tätigkeit mit Tendenz zu genereller Interventionsbereitschaft des Staates. Das war das Modell von Rot-Grün, das ist das Modell von Schwarz-Rot.

Der andere Politikentwurf ist ein Verantwortungsethos für die ganze Gesellschaft. Das ist unser Modell. Es gibt Antwort auf die Frage, was wir für uns selbst tun können. Es ist das Modell des schlanken Staates, angewiesen auf die Tugend eigener Verantwortungs- und Leistungsbereitschaft als Chance für Verteilung und ökologische Verantwortung. Es vermeidet die Erzeugung von Antriebsarmut und die Bequemlichkeit als Wachstumsbranche.

Die Ethisierung des alten Wohlstandsideals reicht uns nicht aus. Die Fähigkeit, mit sozialstaatlichen Besitzständen zurechtzukommen, ist für uns nicht schon die ganze Gerechtigkeit. Die geschmäcklerische Ablehnung des Marktes finden wir überheblich, sie ist ein Vorurteil, das in Deutschland oft auch mit einer Geringschätzung der individuellen Freiheit verbunden ist. „Immer wenn dem einzelnen Bürger die Möglichkeit genommen wird, sein Schicksal nach eigenem Gutdünken zu meistern, fährt allerdings auch die Gesellschaft insgesamt an die Wand“. Der Liberalismus ist mehr als nur eine Ökonomik. Preisvermittelnde „Marktbeziehungen haben viel tiefere Wurzeln. Sie resultieren aus der Überzeugung, daß es eine Anmaßung ist, für andere zu dekretieren, was ihnen frommt“. Wer sich im Wettbewerb um Partner und Kunden bemüht, neigt in der Regel dazu, sich auch angemessen zu verhalten. Dem Liberalismus ist deshalb der kategorische Imperativ nicht fremd.

Aber er hat in Deutschland schwer zu kämpfen. Das Vertrauen zum Saat ist bei uns größer, das Mißtrauen gegenüber der menschlichen Freiheit auch, schreibt Rainer Hank. Dem Staat gestatten wir vieles, hohe Steuersätze, Eingriffe in das Privateigentum, doch selbstverständlich nur in bester Absicht. Kommt er mit seinen Einnahmen nicht hin, borgt er sich die nötigen Mittel auf dem Kapitalmarkt. Wer das nicht für gut findet und für selbstverständlich, gilt als Außenseiter.

Das deutsche Bürgertum war es selbst, das in ständiger Angst vor dem Mißbrauch der Freiheit seiner Mitbürger lebte. Zusammen mit der Linken hat es dem Staat immer mehr vertraut als dem Markt, deshalb sind die großen Parteien in Deutschland auch keine liberalen Parteien. Ihre große Denkkoalition lebt in ständiger Angst vor Marktversagen, während die Gefahr des Staatsversagens gering geschätzt wird. 

Unsere freiheitliche Verfassung ist das Beste, was wir haben. Sie entspringt der Ideengeschichte des politischen Liberalismus. Aus ihr kommt auch die Kraft zur Erneuerung. Sie ist keine Verfassung der staatlichen Anhänglichkeit, der kollektiven Lösungen, der bürokratischen Intervention. Sie vertraut den Bürgern, aber sie erwartet auch etwas von den Bürgern. Sie erwartet von uns, erwachsen zu werden und, wie Albert Schweitzer gesagt hat, „für uns selbst“ zu handeln. 

Wir bleiben auch 2006 auf klarem Kurs. 

Ihnen allen, Ihren Familien, Nachbarn und Freunden Gesundheit und Glück in 2006!
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